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VERANSTALTUNG

HOMOSEXUELLE & POLIZEI
Zwar gibt es bereits seit mehr als fünf
Jahren eine Verordnung, die Polizei-
organen Diskriminierung aufgrund
der geschlechtlichen Orientierung
verbietet, doch wie sieht die Realität
aus? Dr. Helmut Graupner, Präsident
des Rechtskomitees Lambda, disku-
tierte mit Dr. Wolf Szymanski,
Sektionschef im Innenministerium,
über diese und andere Fragen

ie nunmehr zweite Veranstaltung der
Reihe „Recht beweglich“ war von
regem Publikumsinteresse gekenn-
zeichnet, ging es doch um ein brisan-

tes Thema. Graupner berichtete zu Beginn über
einige Fälle, die das RKL betreut: Etwa über
die Mißhandlung eines Jugendlichen, der zu
einer Aussage gezwungen werden sollte; durch-
geführte bzw. angedrohte Razzien in Schwulen-
lokalen; die Speicherung von erkennungs-
dienstlichen Daten von vollkommen unbeschol-
tenen Personen sowie die Klappenaffäre in der
U-Bahnstation Alte Donau (Jus amandi berich-
tete).

Professionelle Polizeiarbeit?

Laut Dr. Szymanski, der maßgeblich am
Zustandekommen des Sicherheitspolizei-
gesetzes (SPG) und der aufgrund dessen erlas-
senen „Richtlinienverordnung“ (RLV), jener
Rechtsquelle, dessen § 5 Diskriminierung auf-
grund sexueller Orientierung verbietet, beteiligt
war, sei die Polizei seit einigen Jahren bemüht,
allen Beamten beizubringen „professionelle
Polizeiarbeit“ zu leisten. Dazu gehöre auch das
Bemühen, jegliche Vorurteile gegenüber
Minderheiten bei der Tätigkeit auszuschließen.
Dies tue ein Großteil der Beamten auch, doch
gebe es einen kleinen harten Kern, bei denen
Diskriminierungen gleich welcher Art möglich

seien. Daher haben einige Polizeidirektionen
eine Art von Minderheitenprogramm mittels
sogenannter Kontaktbeamter. Diese wurden
zuerst im Jugendbereich eingesetzt, allmählich
auch in anderen Bereichen. Solche
Bemühungen gebe es in Linz und Graz.

Rot-schwarzer Menschenrechtsbeirat

Ein Änderungsentwurf zum SPG sieht unter
anderem vor, einen Menschenrechtsbeirat im
Innenministerium einzurichten. Dieser soll den
Innenminister beraten, aber auch spontan poli-

zeiliche Diensträume (Wachzimmer, Kommis-
sariate, Gefangenenhäuser, etc.) inspizieren
dürfen. Als gelernte/r ÖsterreicherIn wundert
einen auch die Besetzung der drei Posten dieser
geplanten Stelle nicht: neben einem/r
VertreterIn vom amnesty international, sind für
die beiden weiteren Stellen je ein/e VertreterIn
der Caritas sowie der Volkshilfe vorgesehen.
Inwieweit diese Stelle – sollte sie überhaupt
gesetzlich eingerichtet werden – dann auch
wirklich die Interessen von Lesben und
Schwulen wahrzunehmen imstande sein wird,
wird sich zeigen.

D
Recht auf eine Vertrauensperson:
Jedermann hat das Recht, bei jeder polizeili-
chen Amtshandlung (auch bei einer bloßen
Ausweiskontrolle) eine Vertrauensperson
zuzuziehen. Wer diese ist, ist egal, allerdings
darf sich diese Person nicht in die
Amtshandlung einmischen, aber auch nicht
weggewiesen werden.

Information über den Grund der Amts-
handlung: Jedermann hat das Recht, über
Verlangen den Grund der Amtshandlung zu
erfahren. Außer bei Gefahr im Verzug ist
diese Auskunft sofort zu erteilen, sonst sofort
nach Ende der befürchteten Gefahr.

Bekanntgabe der Dienstnummer (Visit-
karte): Auf Verlangen des Betroffenen hat
der/die PolizistIn eine Visitkarte mit der
Dienstnummer herzugeben.

Zeugenaussage nur nach Vorladung: Eine
Zeugenaussage muß nur nach Vorladung
(schriftlich) erfolgen. Eine formlose mündliche
Aufforderung, eine Information zu erteilen, aus-
zusagen oder mitzugehen, muß nicht befolgt
werden und kann auch nicht erzwungen werden.

Festnahme – Verständigungsrechte: Ein
Festgenommener hat das Recht auf
Verständigung einer Vertrauensperson
(Freunde, Angehörige) und eines Anwalts.
Entweder durch eigenes Telefonat oder
Mitteilung durch die Polizei. Erfolgte die
Festnahme ohne gerichtlichen Haftbefehl,
muß man innerhalb von maximal 24 Stunden
in das zuständige Gericht eingeliefert werden.

Verletzungen? Sofort ins Spital! Sollten
Sie verletzt (worden) sein, gehen sie sofort ins
Spital!

RKL kontaktieren Möglichst bald Kontakt
zum Rechtskomitee Lambda aufnehmen oder
Anwalt/ Anwältin kontaktieren.

Deine Rechte im Umgang
mit der Polizei
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Lesben und Schwule
als kriminogene Gruppe

In Wien hingegen verstehe die Polizei
Lesben und Schwule als Gruppe, die der
Kriminalpolizei als Zubringer eingerichtet
werden soll. Statt sich mit den Problemen
dieser Gruppe zu beschäftigen, wird sie
eher als Bereich eingestuft, in dem eine
gewisse kriminogene, also Verbrechen aus-
lösende, Grundhaltung bestehe. Daher
wolle man diese Gruppe eher auf ihr
Wissen hin abklopfen, um sich im Falle des
Falles mit entsprechenden Informationen
ausgerüstet bewegen zu können.

„Ich säge mir den Ast nicht ab, auf
dem ich sitze!“

Diese Aussage einer Staatsanwältin erklärt
wohl, warum in den meisten Fällen Straf-
verfahren gegen Polizisten zu einer Verfah-
renseinstellung oder einem Freispruch führen.

Zwar gibt es seit der Einführung des
Sicherheitspolizeigesetzes auch die Möglich-
keit einer Beschwerde beim UVS (Unab-
hängiger Verwaltungssenat), doch waren die
meisten Beschwerden nicht erfolgreich.
Szymanski empfiehlt daher erst eine Dienstauf-
sichtsbeschwerde einzulegen. Im Rahmen die-
ser kann, muß aber nicht ein Gespräch mit dem
betreffenden Beamten geführt werden. Dies
hätte den Vorteil, daß in einem geschützten
Rahmen dem/der BeamtIn geschildert werden
kann, wie die Situation vom Betroffenen erlebt
wurde. Bei sonstigen Beschwerden bestehe die
Gefahr, daß Aussage gegen Aussage stehe, und
dem Polizisten im Zweifel eher geglaubt
werde. Wolfgang Rainer, ein nicht nur im les-
bisch/schwulen Menschenrechtsbereich enga-

gierter Rechtsanwalt, interessier-
te, weshalb nicht – wie in vielen
anderen Ländern üblich – schon
bei der ersten Vernehmung eines
Beschuldigten ein Anwalt zuge-
zogen werden dürfe und es keine
effiziente polizeiinterne Ermitt-
lungsgruppe gegen polizeiliches
Fehlverhalten gebe. Szymanski
sieht die Forderung nach einer
solchen Gruppe durch die Ein-
richtung des Menschenrechts-
beirats verwirklicht. Was die
Beiziehung eines Rechts-
beistandes bereits bei der ersten Befragung
betrifft, so steht das Innenministerium, anders
als das Justizministerium, diesem Vorschlag
ablehnend gegenüber.

Homo-Kartei

Auf ein bereits vor einigen Jahren freiwillig
abgelegtes „Geständnis“ von Max Edel-
bacher, des Chefs des Wiener Sicherheits-
büros (= Kriminalpolizei), daß es dort eine
„Homo-Kartei“ gebe, reagierte Szymanski
mit einer klaren Aussage: die Führung einer
solchen „Rosa Liste“ sei klar gesetzwidrig,
wenn gegen die evidierten Personen kein
Verdacht irgendeiner strafbaren Handlung
vorliege. Daß es sich bei den Eingetragenen
vorwiegend um Unverdächtige handeln
wird, ist wohl klar. Jedenfalls scheint
Edelbacher von der Effizienz seiner Kartei
nicht überzeugt zu sein: sie sei unvoll-
ständig meinte er, da sie nur etwa 500
Männer und ca. 20 Frauen enthalte…

Schwuchtelbande im UVS

Wie gegen den Polizeibeamten, der in den
Amtsräumen des Unabhängigen Verwal-

tungssenats Wien in einer Verhandlungs-
pause eines gegen ihn geführten Verfahrens
die anwesenden Zeugen als „Schwuchtel-
bande“ beschimpft hat, vorgegangen
wurde, erklärt Szymanski, daß mit dem
betreffenden Uniformträger ein Gespräch
geführt wurde. Über den Inhalt des
Gespräches vermutet er allerdings nur, daß
es eine Ermahnung gegeben haben wird,
wonach solche Exzesse mit professioneller
Polizeiarbeit nichts zu tun haben. Ob dies
angesichts der dem RKL bekannten mehr-
fachen Exzesse dieses Beamten auch rei-
chen wird, bleibt zweifelhaft.

„…genug schwule Polizisten“?

Warum wirbt die Polizei in Österreich noch
nicht aktiv um Lesben, Schwule und andere
Minderheiten in ihren Reihen? Szymanski
befürwortet eine solche Rekrutierungs-
praxis. „Ich bin überzeugt, daß es genug

schwule Polizisten gibt“, meint
er. Und weiter: „Es wäre der erste
Männerbund ohne Schwule!“
Leider nur haben sich in Öster-
reich bislang keine Polizisten
gefunden, die – wie zum Beispiel
in Deutschland – sich outen und
zusammenschließen würden.

Graupner wollte schließlich
noch wissen, weshalb denn kon-
kret nichts passiere, etwa im
Rahmen der Polizeiausbildung.
Die Dinge kämen aber in
Bewegung, meinte Szymanski. Er
habe versprochen, bei der
Beteiligung von lesbisch/schwu-
len ReferentInnen in der Wiener
Polizeischule Geburtshilfe zu lei-
sten. Zuversichtlich meinte er:
„Es ist mir noch nicht geglückt,
aber es wird mir glücken!“

Hoffen wir auf das Beste!
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STEFAN DOBIAS

Sektionschef Dr. Wolf Szymanski (r.)
mit Dr. Helmut Graupner (l.)
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KURATORIUM
Ass.-Prof. Dr. Josef Christian Aigner,
Institut für Erziehungswissenschaften,
Universität Innsbruck;
Abg. z. NR Mag. Thomas Barmüller,
Liberales Forum;
LAbg. Univ.-Prof. Dr. Christian Brünner,
Professor für Staats- und Verwaltungsrecht,
Universität Graz, Liberales Forum;
Prof. Erich Feigl, Historiker, Schriftsteller,
Regisseur;
Univ.–Prof. Dr. Max Friedrich, Vorstand
der Universitätsklinik für Neuropsychiatrie des
Kindes- und Jugendalters, AKH Wien;
Dr. Marion Gebhart, Kinder- und Jugend-
anwältin der Stadt Wien;
BM a.D. Dr. Hilde Hawlicek, MEP, SPÖ;
Abg. z. NR Dr. Elisabeth Hlavac, SPÖ;
OA Dr. Judith Hutterer, Präsidentin des
Österreichischen Aids-Komitees;
Abg. z. NR Dr. Volker Kier, Liberales
Forum;
Univ.-Prof. Dr. Kurt Lüthi, Professor für
Dogmatik und Ethik der evangelisch-theologis-
chen Fakultät der Universität Wien;
Univ.-Prof. Dr. Manfred Nowak, Leiter des
Ludwig-Boltzmann-Instituts für Menschen-
rechte, Wien, Vizepräsident der Menschen-
rechtskammer für Bosnie-Herzegowina;
Abg. z. BR Dr. Susanne Riess-Passer,
gf. Obfrau der FPÖ;
Univ.-Lekt. Mag. Dr. Rotraud A. Perner,
Österr. Gesellschaft für Sexualforschung;
Abg. z. NR Dr. Madeleine Petrovic,
Klubobfrau des Grünen Klubs im Nationalrat;
Univ.-Doz. Dr. Arno Pilgram, Institut für
Rechts- und Kriminalsoziologie, Univ. Wien;
Dr. Anton Schmid, Kinder- und Jugendanwalt
der Stadt Wien;
Rainer Ernst Schütz, Präsident des Clubs
unabhängiger Liberaler (CULTUS), Wien;
Abg. z. NR a.D. Mag. Waltraud Schütz,
SPÖ;
Abg. z. NR Mag. Terezija Stoisits, Justiz-
sprecherin des Grünen Klubs im Nationalrat;
Günther Tolar, TV-Showmaster;
Univ.–Doz. Dr. Ewald Wiederin, Institut für
Staats- und Verwaltungsrecht, Universität Wien
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as Rechtskomitee Lambda (RKL)
hat Christine Kirchberger zu
seiner neuen Generalsekretärin
bestellt. Sie folgt damit Stefan

Dobias nach, der diese Aufgabe aus beru-
flichen Gründen zurückgelegt hat, als
Vorstandsmitglied jedoch weiterhin aktiv
an den Vereinsaufgaben mitwirken wird.
Eine Frau an dieser zentralen Stelle des
Vereins bringt sicherlich neue Sichtweisen
und Ansätze in ein zu oft von Männern
dominiertes Arbeitsgebiet.

Christine arbeitet erst seit relativ kurzer
Zeit aktiv beim RKL, da sie nach einem
beruflichen Aufenthalt in Brüssel im Mai
1998 wieder nach Österreich gekommen
ist. Sie ist jedoch sofort mit vollem
Engagement in die Arbeit eingestiegen und
hat sich in kürzester Zeit, auch aufgrund
ihres äußerst gewinnenden Wesens, zu
einem sehr zentralen und absolut liebens-
würdigen Bestandteil der RKL-Mann/-
Frauschaft entwickelt. Sie vereint in hohem
Maße hervorragende menschliche Eigen-
schaften, wie Offenheit, Verläßlichkeit,
Begeisterungsfähigkeit und Uneigennützig-
keit mit einem hochqualifizierten beru-
flichen Hintergrund. Sie ist ausgebildete
Juristin, hat in Rechtsanwaltskanzleien
gearbeitet und absolviert dzt. ihr Gerichts-
jahr. Im Rahmen eines Praktikums im
Europäischen Parlament in der General-
direktion für Wissenschaft (GD IV),
Bereich Grundfreiheiten und innere
Angelegenheiten, hat sie die Studie
„Diskriminierung auf Grund der sexuellen

Orientierung – Eine Übersicht“ (Euro-
päisches Parlament, Generaldirektion
Wissenschaft, Brüssel 1998) erstellt. Im
Oktober 98 wurde sie als (Ersatz)Mitglied
in den Vorstand der Europäischen Region
der International Lesbian and Gay
Association (ILGA-Europe) gewählt.

Da Helmut Graupner sich für die näch-
sten Monate aus beruflichen Gründen aus
dem Vereinsleben zurückziehen wird, steht
Christine, ebenso wie den anderen
Vorstandsmitgliedern, eine besonders ver-
antwortungsvolle Zeit bevor, die sie jedoch
sicherlich meistern wird. So erhält auch die
telefonische Rechtsberatung für Mitglieder
mit Christine neben Helmut und Stefan
fachliche Verstärkung und steht unter
Tel. 876 30 61 zur Verfügung.

Laut chinesischem Horoskop wird
Christine erst ab ihrem 40. Lebensjahr (also
in ferner Zukunft) wirklich glücklich sein.
Wir alle hoffen, daß nicht zuletzt aufgrund
der Tätigkeit für das RKL, dieses Horoskop
sich als falsch herausstellen wird.
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Unsere neue
Generalsekretärin:
Christine Kirchberger

ROLAND RITTENAU

Information und Beratung:

Rechtskomitee LAMBDA
Linke Wienzeile 102

1060 Wien

Tel. & Fax:
01 / 876 30 61

e-mail:
rk.lambda@magnet.at

Internet:
http://ourworld.compuserve.com
/homepages/RKLambda/

(mit aktuellem JUS AMANDI)
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Ferdinand Hanuschplatz 1

m 28.01.1999 entschied das
Europäische Gericht erster
Instanz, das u.a. für
Streitigkeiten in Bezug auf das

Dienstrecht der Beschäftigten der
Institutionen der EU zuständig ist, daß
einem schwedischer Beamten, der nach
nationalem Recht mit seinem Partner ver-
heiratet ist, nicht die gleichen Rechte zuste-
hen, wie seinen heterosexuellen
Kolleginnen und Kollegen. Das schwe-
dische Gesetz über die Eingetragene
Partnerschaft trat am 1. Jänner 1995 in
Kraft und gewährt gleichgeschlechtlichen
PartnerInnen mit einigen Ausnahmen, wie
z.B. betreffend Adoption und künstliche
Befruchtung, die gleichen Rechte wie ver-
heirateten heterosexuellen Paaren.

In diesem Fall verlangte nun der
schwedische Beamte, daß sein Partner als
Ehegatte anerkannt wird und er auch die
diversen Zulagen wie seine verheirateten
heterosexuellen Kolleginnen und Kollegen
erhält. Das Gericht erster Instanz lehnte die
Beschwerde ab; unter anderem mit der
Begründung, daß es dem Rat als
Arbeitgeber in diesem Falle zustehe, die
Inhalte und die Tragweite der Bestim-
mungen im eigenen Dienstrecht zu bestim-
men, und nicht an die Gesetze in den
einzelnen Mitgliedstaaten gebunden ist.

Ein weiterer Beschwerdepunkt, der
einen Verstoß gegen Art. 119 des EG-
Vertrages beinhaltete (dieser sieht die gle-
iche Bezahlung von Frauen und Männern
vor), wurde mit der Begründung abgelehnt

– anschließend an das Urteil im Grant-Fall
(siehe IUS AMANDI 3/98), daß keine
direkte Diskriminierung aufgrund des
Geschlechtes vorliege, da die dienst-
rechtlichen Vorschriften weibliche und
männliche Beamte gleich behandeln.
Abschließend soll festgehalten werden, daß
hier eine doppelte Moral angewendet wird.
Auf der einen Seite versucht die
Europäische Union, im speziellen das
Europäische Parlament Diskriminierungen
von Lesben, Schwulen und Bisexuellen
aufzuzeigen und zu bekämpfen, auf der
anderen Seite benachteiligt der Rat der EU
die eigenen Beamten aufgrund ihrer sexu-
ellen Orientierung.

Europäische Union diskriminiert
ihre homosexuellen Beamten

ZIMBABWE

Der frühere Präsident Canaan Banana, 63,
wurde am 18. Jänner 1999 zu 10 Jahren
Arbeitsgefängnis verurteilt. Die 11
Anklagepunkte umfassen unter anderem
sexuelle Beziehungen zu Leibwächtern,
einem Koch und einem Gärtner. Obwohl
Banana wahrscheinlich nicht die gesamte
Freiheitsstrafe verbüßen muß, wird er
zumindest ein Jahr im Gefängnis verbrin-
gen. Ein Polizist, der des Mordes an einem
Kollegen für schuldig befunden, da dieser
ihn „Banana’s Ehefrau“ nannte, sagte
gegen Banana aus und behauptete, daß er
zu einer dreijährigen sexuellen Beziehung
gezwungen worden wäre.

INDIEN

Indische Lesben haben eine Organisation
gegründet, als Antwort auf die Plünde-
rungen von Kinos, die den lesbischen Film
„Fire“ zeigten. Mitglieder der rechten Partei
Shiv Sena überfielen mehr als ein Dutzend
Kinos landesweit. Eine Kampagne soll nun
weibliche Homosexualität sichtbar machen
und den Mythos zerstören, daß es keine
Lesben in Indien gibt.

CHILE
Die International Gay & Lesbian Human
Rights Commission (IGLHRC) berichtete
am 14.01.99, daß Chile sein Verbot von
Homosexualität im Zuge einer Änderung
des Sexualstrafrechts aufgehoben hat.

Sexuelle Beziehungen zwischen Erwach-
senen des gleichen Geschlechts waren mit
bis zu 5 Jahren strafbar. Im Zuge der
Reform wurde das Mindestalter für homo-
sexuelle Handlungen mit 18 Jahren festge-
setzt, höher als das für heterosexuelle.

NIEDERLANDE
Das niederländische Büro für Statistik
berichtet, daß sich 2.798 homosexuelle Paare
in den ersten 10 Monaten seit dem
Inkrafttreten des Gesetzes, als Partner eintra-
gen ließen. Das Gesetz gewährt eingetrage-
nen Partnern die gleichen Rechte wie ver-
heirateten Paaren, ausgenommen Adoption
für Kinder. 1198 lesbische, 1.507 schwule
und 1.291 heterosexuelle Paare ließen sich
eintragen.

CHRISTINE KIRCHBERGER
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